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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften 
gemäß Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsver- 
trägen der Europäischen Gemeinschaften 
hier: Sozialpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Entwurf 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Durchführung einer 
Stichprobenerhebung über Arbeitskräfte. 

Dieser Entwurf ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 20. Okto- 
ber 1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommis- 
sionsentwurf ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsentwurfs 
durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Entwurf übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck: Budidruckerei R. Madel, 5307 Waditberg- Villip 
Alleinvertrieb Dr, Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Entwurf einer Verordung (EWG) des Rates 
zur Durchführung einer Stichprobenerhebung über Arbeitskräfte 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 213, j 

nach Kenntnisnahme von dem Verordnungsent- ! 
wurf der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Kommission muß zur Erfüllung der ihr nach 
dem Vertrag, insbesondere nach den Artikeln 2, 117, 
118, 122 und 123 obliegenden Aufgaben über die 
Lage und die Entwicklung der Beschäftigung und der 
Arbeitslosigkeit unterrichtet sein. 

Die in jedem Mitgliedstaat verfügbaren statisti- 
schen Werte stellen keine brauchbare Vergleichs- 
basis dar, und zwar insbesondere wegen der unter- 1 
schiedlichen einzelstaatlichen Rechtsvorschriften, auf | 
denen diese Statistiken beruhen; daher müssen Er- ' 
hebungen anhand einheitlicher Begriffsbestimmun- j 
gen und nach einer einheitlichen Methode durch- 
geführt werden. 

Das beste Mittel, über Umfang und Struktur der 
Beschäftigung und der Arbeitslosigkeit unterrichtet 
zu sein, besteht in der Durchführung von Gemein- i 
schaftserhebungen, wie es 1960, 1968, 1969 und 1970 1 
geschehen ist. 

In Anbetracht der bedeutenden Schwankungen im 
Bereich der Beschäftigung und der Arbeitslosigkeit 
erscheint es notwendig, über Zahlenreihen zu ver- ; 
fügen, die brauchbare Vergleiche zwischen den Mit- i 
gliedstaaten ermöglichen. 

Diese Angaben können nur erhalten werden, 
wenn im Jahre 1971 die Erhebungen, die bereits I 
früher, und zwar insbesondere 1968, 1969 und 1970 
stattgefunden haben, wiederholt werden - . 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

A r t i k e 1 1 

Die Kommission führt irn Frühjahr 1971 bei den 
Haushalten der Mitgliedstaaten eine Stichproben- 
erhebung über Arbeitskräfte durch. 

Artikel 2 

Die Erhebung wird in jedem der Mitgliedstaaten 
durch Interviews bei einer Auswahl von Haushalten 
durchgeführt, die zum Zeitpunkt der Erhebung ihren 
Wohnsitz im Hoheitsgebiet dieser Staaten haben. 
Die Auskünfte werden für alle dem ausgewählten 
Haushalt angehörenden Personen eingeholt. 


Artikel 3 

Der Umfang der Stichprobe liegt zwischen 60 000 
und 100 000 in Deutschland, in Frankreich und in 
Italien, zwischen 30 000 und 50 000 Haushalten in 
Belgien und den Niederlanden; er beträgt etwa 5000 
Haushalte in Luxemburg. 

Artikel 4 

Die Erhebung erfaßt die persönlichen Merkmale der 
befragten Personen sowie ihre berufliche Tätigkeit 
während der Berichtswoche einschließlich der Zahl 
der geleisteten Stunden. Für die Personen, die eine 
andere Stelle suchen, Personen, die erwerbslos oder 
auf der Suche nach einer ersten Stelle sind, soll die 
Erhebung insbesondere Auskunft über Gründe, 
Dauer und Art der Arbeitssuche geben. 

Artikel 5 

Die Auskünfte werden von den statistischen Ämtern 
der Mitgliedstaaten anhand eines Verzeichnisses 
von Fragen eingeholt, das von der Kommission 
unter Mitwirkung dieser Ämter erstellt wurde. 

Die Kommission legt unter Mitwirkung der statisti- 
schen Ämter der Mitgliedstaaten die technischen 
Einzelheiten der Erhebung, insbesondere den Stich- 
probenplan, fest. Sie bestimmt ferner in der gleichen 
Weise den Zeitpunkt für Beginn und Abschluß der 
Erhebung sowie die Einzelheiten für die Übermitt- 
lung der Ergebnisse an die Kommission. 

Die Auskunftspflichtigen haben die Fragen wahr- 
heitsgemäß und vollständig zu beantworten. 

Artikel 6 

Die Einzelauskünfte werden der Kommission ohne 
namentliche Angabe des Auskunftspflichtigen über- 
mittelt. Diese Auskünfte dürfen nur für statistische 
Zwecke verwendet werden; ihre Weitergabe an 
Dritte ist untersagt. 

Die Mitgliedstaaten treffen geeignete Maßnahmen, 
um Verstöße gegen die in Absatz 1 vorgesehene 
Geheimhaltungspflicht zu ahnden. 

Artikel 7 

Soweit diese Verordnung nichts anderes bestimmt, 
gelten für die Durchführung der Erhebung die 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten für inner- 
staatliche statistische Erhebungen. 
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Artikel 8 

Die in den Mitgliedstaaten durch die Erhebung ent- 
stehenden Kosten gehen zu Lasten der in den Haus- 
haltsplänen der Europäischen Gemeinschaften für 
diesen Zweck bereitgestellten Mittel. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Luxemburg, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


Die Kommission kann die ihr nach dem Vertrag, ins- 
besondere nach Artikel 2, 117, 118, 122 und 123 ob- 
liegenden Aufgaben nur erfüllen, wenn sie über 
zuverlässige und vergleichbare Angaben für alle 
Mitgliedstaaten über Lage, Niveau und Entwicklung 
der Beschäftigung und der Arbeitslosigkeit verfügt. 

Obwohl in allen Ländern Statistiken über Beschäf- 
tigung und Arbeitslosigkeit vorliegen, hat es sich 
bei vielen Gelegenheiten - insbesondere bei der 
Prüfung durch den Rat der periodischen Berichte der 
Kommission über die Entwicklung der sozialen Lage 
und über die Probleme der Arbeitsmarktlage - ge- 
zeigt, daß ein Vergleich der nationalen Zahlenreihen 
nur selten möglich ist, da diese keine einheitlichen 
methodischen Grundlagen haben und auf verschie- 
denen Definitionen und Berichtszeiträumen für die 
einzelnen Länder beruhen. Unterschiedliche Gesetz- j 
gebungen verhindern bei der Arbeitslosigkeit jeg- I 
liehen Vergleich des Niveaus. Darüber hinaus kön- | 
nen bestimmte Vorgänge nicht analysiert werden, | 
da Angaben hierüber für manche Länder fehlen. j 

Daher hat die Kommission, gestützt auf Studien zu j 
diesem Problem vom Internationalen Arbeitsamt I 
und von der OECD, ein erstes Mal für 1960 und an- 
schließend für 1968, 1969 und 1970 die Durchführung ' 
einer gemeinsamen Stichprobenerhebung über Ar- 
beitskräfte vorgeschlagen. Der Rat hat die Durch- 
führung dieser drei letzten Erhebungen beschlossen 
und präzisiert, daß sie dazu dienen, folgende Größen 
festzustellen: 

a) Zahl der in der Berichtswoche erwerbstätigen 
Personen mit einer Untergliederung nach der 
Stellung im Beruf, der Zahl der geleisteten Stun- 
den und der Nationalität; 

b) Zahl der Personen, die in der Berichtswoche 
wegen Arbeitslosigkeit oder Suche nach einer 
ersten Stelle nicht gearbeitet haben, und zwar 
mit einer Untergliederung für diese Personen 
insgesamt, nach der Dauer der Arbeitssuche, der 
Art der gesuchten Tätigkeit sowie für die 
Arbeitslosen nach der ehemaligen Tätigkeit 
(Stellung im Beruf und Wirtschaftszweig); 

c) Zahl der erwerbslosen Personen und der Inak- 
tiven, die in der Berichtswoche eine Nebentätig- 
keit gehabt haben (Stellung im Beruf, Wirt- 
schaftszweig und geleistete Stunden). 

Derartige Angaben erlauben es den verantwort- ' 
liehen Stellen, nicht nur die allgemeinen Probleme 
der Struktur und der Entwicklung von Beschäftigung * 
und Arbeitslosigkeit besser zu kennen und auf ver- 
gleichbarer Basis zu prüfen, sondern auch spezielle * 
Probleme zu behandeln, denen der Rat Vorrang j 
gegeben hat. 


Die Ergebnisse der Erhebungen von 1968 und 1969 
erlaubten es zum ersten Mal, eine in sich kohärente 
Dokumentation über Beschäftigung und Arbeits- 
losigkeit für die Gemeinschaft insgesamt, die Mit- 
gliedstaaten und ihrer Regionen zu erstellen. Diese 
Ergebnisse dienten als Basis für den Bericht über 
Beschäftigung und Arbeitslosigkeit von Jugend- 
lichen, der vom Rat gefordert wurde. Ferner stützt 
sich ein Bericht über die Erwerbstätigkeit der Frau, 
der zur Zeit vorbereitet wird, wesentlich auf die 
Ergebnisse der Stichprobenerhebung über Arbeits- 
kräfte. 

Im Bereich der Vorausschätzungen von Bevölkerung 
und Erwerbspersonen bildet die Berechnung von 
vergleichbaren altersspezifischen Erwerbsquoten, 
untergliedert nach Geschlecht und für die Frauen 
auch nach Familienstand, eine wesentliche Verbes- 
serung für die Arbeiten auf Ebene der Gemeinschaft. 
Eine erste Studie dieser Art wird mit den Ergeb- 
nissen der Stichprobenerhebung 1969 in der Reihe 
„Sozialstatistik'' veröffentlicht. 

Die genannten Beispiele von Untersuchungen, die 
mit Hilfe der Ergebnisse der gemeinsamen Stich- 
probenerhebung durchgeführt wurden, sind selbst- 
verständlich nur ein kleiner Teil dessen, was an- 
hand eines nach einheitlichen Normen, wie sie der 
vorliegende Verordnungsentwurf vorsieht, erarbei- 
tet werden kann. 

Die für die Erhebung von 1971 vorgesehenen Nor- 
men entsprechen im wesentlichen denjenigen, die 
von 1968 bis 1970 benutzt wurden. Sie wurden im 
Einvernehmen mit den Sachverständigen bei der 
Sitzung vom 12. Februar 1970 in Luxemburg fest- 
gelegt (siehe Dok. Nr. 1686/70 drev. des Statisti- 
schen Amtes). 

Diese Stabilität garantiert die Vergleichbarkeit von 
einem Jahr zum andern und eine schnelle Aufbe- 
reitung auf Ebene der Gemeinschaft. Die jährliche 
Wiederholung der Erhebung erlaubt außerdem eine 
wirksame Kontrolle der Angaben und verbessert so 
die Qualität der Ergebnisse. 

Die Durchführung der Erhebung in allen Mitglied- 
staaten im Jahre 1971 ist unumgänglich, um den 
Gemeinschaftscharakter zu wahren. Wenn es auch 
in einigen Fällen möglich gewesen ist, Zahlen des 
vorhergehenden oder des folgenden Jahres für das 
Land zu übernehmen, das in dem zu untersuchenden 
Jahr nicht an der Erhebung teilgenommen hat, so 
kann dieses Verfahren nicht über eine Zeitspanne 
von drei Jahren fortgeführt werden. 

Die Erstellung homogener Statistiken für alle Mit- 
gliedstaaten für ein Jahr, in dem mehrere von ihnen 
allgemeine Volkszählungen durchführen, erlaubt 
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eine Nutzung dieser Zählungen für die Zwecke der 
Gemeinschaft und mildert so einen Teil der Mängel, 
die noch immer bestehen wegen der großen Schwie- 
rigkeiten, auf die die Kommission stieß, als sie eine 
Synchronisierung und eine echte Harmonisierung 
der Volkszählungen versuchte. 

Wie in Artikel 8 dieses Verordnungsentwurfs vor- 
gesehen, gehen die den Mitgliedstaaten durch diese 
Erhebung über Arbeitskräfte 1971 entstehenden 
Kosten zu Lasten der Haushaltspläne der Europäi- 
schen Gemeinschaften. Auf der Basis der für die 
Erhebung 1970 gewährten Kredite und unter Berück- 
sichtigung der Zahl der zu befragenden Haushalte 
können die Gesamtkosten dieser Erhebung auf 
800 000 Rechnungseinheiten geschätzt werden. Dieser 
Betrag enthält eine Pauschalzahlung von 1,6 Rech- 
nungseinheiten je Haushalt sowie die Kosten für 
die gemeinschaftliche Aufbereitung, 


5 



